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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nadi Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsaussdiuß) 
über den Entwurf eines Preisgesetzes 
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Berichterstatter: 

Abgeordneter Maier (Freiburg) 


Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der vom Bundestag in seiner 107. Sitzung vom 
14. Dezember 1950 angenommene Entwurl eines 
Preisgesetzes wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 1 : 

a) Nr. 2 d) erhält folgende Fassung: 

„d) Gold, Platin, Platinbeimetalle und Silber 

b) In Nr. 3 werden die Worte „in das Bundes- 
gebiet eingeführt” ersetzt durch die Worte 
„in den Geltungsbereich des Grundgesetzes 
verbradit”. 

c) Nr. 4 d) erhält folgende Fassung: 

„d) die Veräußerung von unbebauten Grund- 
stücken, 

von Grundstücken mit Gebäuderesten, auf 
denen oberhalb des Kellergeschosses benutz- 
barer Raum nicht mehr vorhanden ist, 

und von geringfügig bebauten Grundstücken, 
wenn 

das Grundstück als Bauland veräußert oder 
steuerlich als Bauland behandelt wird oder 
aus anderen Gründen, insbesondere wegen 
der Höhe des Kaufpreises, auf die Verwer- 
tung des Grundstückes zu baulichen Zwecken 
geschlossen werden kann ; ” 

d) Als neue Nr. 5 wird eingefügt: 

„5. Leistungen, die Verkehrsbetriebe für die 
Benutzung von öffentlichen Wegen nacii 


Maßgcabe der ihnen hieran eingeräuniten 
über den Gerne ingebraiuh liinausgehenden 
Sonderriutzungen zu erbringen haben;" 

e) Als neue Nr. 6 wird eingefügt; 

„6. Bauleistungen bei öffentlichen oder mit 
öffentlidien Mitteln ganz oder teilweise 
finanzierten Aufträgen, Demontage-, Ab- 
bruth- und Versdirottungsarbciten : Leis- 
tungen der Architekten und Ingenieure;” 

f) Die bisherigen Nrn. 5 bis 7 werden Nrn. 7 
bis 9. 

2. ln § 1 Absatz 3 wird vor den Worten ,,ini Bun- 
desgesetzblait" eingefügt das Wort „nadiridiilidi". 

3. § 1 Absatz 4 erhält folgende P^assung: 

„(4) Landesreditliche Preisvorschriften, die nach 
den Absätzen 1 und 2 noch anzuwenden und 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ver- 
kündet sind, treten drei Monate nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes außer Kraft, wenn sie 
nicht vorher von den Landesregierungen in 
einer der Anlage 2 entspredienden Weise 
bekanntgemacht werden. Absatz 3 Satz 2 
gilt sinngemäß.” 

4. § 3 erhält folgende Fassung: 

.§ 3 

(1) Um volkswirtsdiaftlich angemessene Preise 
zu sichern, können bei den in § 1 Absatz 1 
Nrn. 1 bis 9 genannten Gütern und Leistun- 
gen, soweit eine einheitlidie Regelung für 
den Geltungsbereidi des Grundgesetzes oder 
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mehr als ein Land erforderlich ist, die Bun- 
desregierung oder im Einvernehmen mit dem 
fachlich zuständigen Bundesininister der 
Bundesminister für Wirtschaft Rechtsver- 
ordnungen erlassen, durch die Preise, Preis- 
bestandteile, Entgelte, Zahlungs- und Lie- 
ferungsbedingungen festgesetzt oder geneh- 
migt oderdurch diePrei sa ii sgl ei ch smaßnah men 
getroffen werden. Unberührt bleiben Vor- 
sdiriften, nach denen Preise, Preisbestand- 
teile, Entgelte, Zahlungs- und Lieferungs- 
bedingungen durch Gesetz festzusetzen sind. 

(2) Wenn in anderen gesetzlidien Vorschriften 
die Bundesregierung oder ein anderer 
Bundesminister ermächtigt sind, Preise, 
Preisbestandteile, Entgelte, Zahlungs- und 
Lieferungsbedingungen fcstzusetzen oder zu 
genehmigen, übt diese Befugnis der Bun des- 
minister für Wirtschaft im Einvernehmen mit 
dem fadilich zuständigen Bundesminister aus. 
Dies gilt nicht auf den Gebieten des Verkehrs 
und des Post- und Fernmeldewesens. 

(3) Die Bundesregierung oder im Einvernehmen 
mit dem fachlich zuständigen Bundesminister 
der Bundesminister für Wirtschaft sollen 
Güter und Leistungen des § 1 Absatz 1 von 
den Preisvorschriften freisteilen, wenn die 
Entwicklung der Marktlage es gestattet. 

(4) Soweit eine einheitliche Regelung für mehr 
als ein Land erforderlich ist, können die 
Bundesregierung oder im Einvernehmen mit 
dem fachlich zuständigen Bundesmiuister 
der Bundesminister für Wirtschaft für Lie- 
ferungen von Elektrizität, Gas und Wasser 
sowie im Rahmen des § 1 Absatz 1 Nr. 3 
Preise, Preisbestandteile, Entgelte, Zahlungs- 
und Lieferungsbedingungen in Einzelfällen 
auch durch Verfügung festsetzen oder geneh- 
migen.” 

5. In § 4 Absatz 1 wird nacli der Nr. „2 h” die 
Nr. „3” eingesetzt, sodaß die Aufzählung nadi 
der Klammer lautet: 

„2 f, 2 h, 3, 4 a, 4 b und 6 . . .” 

6. Es wird folgender § 6 a neu eingefügt : 

J 6a 

(1) Mit Zustimmung des Bundesrates kann die 
Bundesregierung Rechtsverordnungen er- 
lassen, durch die für Güter oder Leistungen, 
auch soweit sie in § 1 Absatz 1 und 2 nicht 
genannt sind, Preisvorsdiriften erlassen oder 
Preisausgleichsmafinahmen angeordnet wer- 
den, sofern dies erforderlich ist, um für 


solche Güter oder Leistungen volkswirt- 
schaftlidi angemessene Preise zu sidiern, 
und soweit eine einlieitliche Regelung für 
den Geltungsbereich des Grundgesetzes oder 
mehrerer Länder erforderlich ist. 

(2) Rechtsverordnungen gemäß Absatz 1 sind 
gleichzeitig mit der Zuleitung an den Biindes- 
rat dem Bundestag bekanntzugeben.” 

7. § 7 erhält folgende Fassung; 

„§ 7 

Soweit eine einheitliche Regelung für mehr 
als ein Land nicht erforderlich ist, können 
die Landesregierungen oder die ooersten 
Landesl)ehÖrden irn Rahmen des § 3 Absatz 
1 Satz 1 oder § 5 Absatz 3 und, soweit und 
solange bundesrechtlidi nadi § 6a Güter 
oder Leistungen Preisvorsdiriften wieder 
unterworfen werden, auch im, Rahmen des 
§ 6 a Rechtsverordnungen, Verwaltungsan- 
ordnungen oder Verfügungen erlassen; dies 
gilt nicht für Güter, Leistungen oder Ver- 
kehrsleistungen, die von den Preisvor- 
sdiriften freigestellt sind.” 

8. § 9 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Bundesregierung oder im Einvernehmen 
mit dem fadilich zuständigen ßundesminister 
der Bundesminister für Wirtschaft können 
die ihnen nach § 3 Absätze 1 und 4 zu- 
stehenden Befugnisse durdi Reditsverord- 
nungauf die für die Preisbildung zuständige 
oberste Landesbehörde übertragen, soweit 
es sich um Güter oder Leistungen handelt, 
die in den Geltungsbereidi des Grundgesetzes 
verbradit werden.” 

9. In § 10 werden die Worte „im Rahmen dieses 
Gesetzes” gestridien. 

10. Es wird folgender neuer § 10a eingefügt: 

„§ 10a 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes er- 
forderlichen Redits- lind Verwaltungsvor- 
schriften erläßt die Bundesregierung , oder 
der Bundesminister für Wirtschaft im Ein- 
vernehmen mit dem fachlich zuständigen 
Bundesminister mit Zustimmung des Bun- 
desrates.” 


Bonn, den 2. Februar 1951 

Der Vermittlungsausschufi 
Kiesinger Maier (Freiburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 



Z u s a in m e n s t e 1 1 u n g 

des 

Entwurfs eines Preisgesetzes 

- Nru. 972, m 972, 1422, 1778 der Druoksaehen - 

mit den 

Beschlüssen des Verniitllun^saiissdinsses 


Beschlüsse des Bundestages 
in dritter Beratung 

§ 1 

(1) Vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an sind die v 
bis dahin bestehenden Preis Vorschriften nur noch 
für die nachstehend aufgeführten Güter und 
Leistungen anzuwenden: 

1. die in der Anlage 1 zu diesem Gesetz aufge- 
führten landwirtschaftlichen Erzeugnisse. Nah- 
rungsmittel und Leistungen; 

2. auf dem Gebiete der gewerblichen Wirtschaft: 

a) Kohle, Koks, Briketts und Pechkohle; 

b) Eisenerze, Schrott, Roheisen, Walzwerks- 
und Schmiedeerzeugnisse der eisenschaf- 
fenden Industrie; 

c) Nichteisenmetalle; / 

d) Gold, Platin und Platinbeimetalle; 

e) orthopädische Hilfsmittel; 

f) Elektrizität, Gas und Wasser sowie die bei 
der Versorgung mit Elektrizität, Gas und 
Wasser an Gemeinden, Gemeindeverbände 
und Zweckverbände zu leistenden Konzes- 
sionsabgaben; 

g) Erdöl, flüssige Treibstoffe aus Erdölen und 
Kohle; 

h) Düngemittel für die Landwirtschaft aus 
Phosphaten, Stickstoff, Kalk und Kali so- 
wie Humusdünger; 

i) Insulin, Penicillin und Streptomycin; 

3. Güter und Leistungen, die in das Bundes- 
gebiet eingeführt werden; 

4. auf dem Gebiete der Wohnungs- und Grund- 
s tückswi rtschaf t : 

a) die Vermietung von Wohnräumen unbe- 
schadet des § 27 Absatz 2 des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes vom 24. April 1950 (BGBl. 

S. 83); 


Beschlüsse 

des Vermittlung sausschusses 
§ 1 


unverändert 


d) Gold, Platin, Platinbeimetalle und Silber; 


unverändert 


3. Güter und Leistungen, die in den Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes verbracht werden; 

unverändert 
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Beschlüsse des Bundestages 
in dritter Beratung 

b) die Vermietung und Verpachtung von ge- 
werblich genutzten Räumen, die vor dem 
31. Etezember 1949 bezugsfertig geworden 
sind. Wohnräume, die vorübergehend zu 
gewerblichen Zwedken genutzt werden, 
stehen Wohnräumen im Sinne des Buch- 
staben a gleich; § 27 Absatz 1 des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes vom 24. April 1950 
(BGBl. S. 83) bleibt unberührt; 

c) die Überlassung von Räumen des Beher- 
bergungsgewerbes zu Dauerwohnzwedcen; 

d) unbebaute Grundstücke, 

Grundstüdce mit Gebäuderesten, auf denen 
oberhalb des Kellergeschosses benutzbarer 
Raum nicht mehr vorhanden ist, 

geringfügig bebaute Grundstücke, 

wenn das Grundstück als Bauland ver- 
äußert oder steuerlich als Bauland behan- 
delt wird oder aus anderen Gründen, ins- 
besondere wegen der Höhe des Kaufpreises, 
auf die Verwertung des Grundstückes zu 
baulichen Zwecken geschlossen werden 
kann; 


e) die Verpachtung von Grundstüdcen im 
Sinne der Kleingarten- und Kleinpacht- 
landordnung vom 31. Juli 1919 (RGBl. 

S. 1371) und des Gesetzes zur Ergänzung 
der Kleingarten- und Kleinpachtlandord- 
nung vom 26. Juni 1935 (RGBl. I S. 809) in 
der Fassung des Änderungsgesetzes vom 
2. August 1940 (RGBl. I S. 1074); 

f) Grundstücke mit mehr als 10 vom Hundert 
beschädigten Gebäuden, auf denen in den 
verbliebenen Gebäudeteilen oberhalb des 
Kellergeschosses benutzbarer Raum noch 
vorhanden ist; 

g) Erbbaurecht an Grundstücken im Sinne 
von Buchstabe d; 


5. Leistungen des Filmverleihs und der Film- 
theater; 

6. Leistungen auf dem Grebiet der Kraftf ahrhaft- 
pfticht-, FahrzeugvoU-, Fahrzeugteil-, Kraft- 
fahrtunfall- und Kraf tfahrtg^äckversicfaerung; 


Beschlüsse 

des Vermittlungsausschusses 


unverändert 


d) die Veräußerung von 
unbebauten Grund stüdcen, 

von Grundstücken mit Gebäuderesten, 
auf denen oberhalb des Kellergeschosses 
benutzbarer Raum nicht mehr vorhanden 
ist, 

und von geringfügig bebauten Grund- 
stücken, 

'wenn 

das Grundstück als Bauland veräußert oder 
steuerlich als Bauland behandelt wird oder 
aus anderen Gründen, insbesondere wegen 
der Höhe des Kaufpreises, auf die Verwer- 
tung des Grundstückes zu baulichen Zwek- 
ken geschlossen werden kann; 


unverändert 


5. Leistungen, die Verkehrsbetriebe für die Be- 
nutzung von öffentlichen Wegen nach Maß- 
gabe der ihnen hieran eingeräumten über den 
Gemeingebraudi binausgehenden Sondemut- 
zungen zu erbringen haben; 

6. Bauleistungen bei öffentlichen oder mit off ent- 
liehen Mitteln ganz oder teilweise finanzierten 
Aufträgen, Demontage-, Abbrurii- und Ver- 
sebrottungsarbeiten; Leistungen der Ardil- 
tekten und Ingenieure; 

7. unverändert wie 5 


8. unverändert wie 6 
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Beschlüsse des Bundestages 
in dritter Beratung 


Beschlüsse 

des Vermittlungsausschusses 


7. L^stungen der Kranken- und Heilanstalten 9. unverändert wie 7 
und sonstiger pflegerischer Anstalten. 


(2) Die bestehenden Preisvorschriften sind ferner 
anzuwenden: 

1. für Verkehrsleistungen mit Ausnahme der 
Leistungen der Seeschiffahrt, Preisvorschrif- 
ten gelten nicht für öffentUdie Abgaben (ein- 
schließlich Lotsgelder) in den Seehäfen, im 
Geltungsbereich der Seewasserstraßenordnung 
und auf dem Nord-Ostsee-Kanal; 

2. für Leistungen auf dem Geibiete des Post- und 
Femmelde Wesens. 

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 noch anzu- 
wentd enden, vor dem 1. Oktober 1950 verkünde- 
ten Preisvorschriften sind, soweit sie für mehr 
als ein Land gelten, in der Anlage 2 aufgeführt. 
Diese Anlage ist von dem Bundesminister für 
Wirtschaft jeweils zum 1, Januar jeden Jahres, 
erstmalig zum 1. April 1951, auf den neuesten 
Stand zu bringen und im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzumachen. 

(4) Preisvor Schriften der Länder, die nach 
den Absätzen 1 und 2 noch anzuwenden und vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes verkündet 
sind, treten drei Monate nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes außer Kraft, wenn sie nicht vorher von 
den Ti ä n d e r n in einer der Anlage 2 entspre- 
chenden Weise bekanntgemacht werden. Absatz 3 
Satz 2 gilt sinngemäß. 

§ 3 

(1) Bei den im § 1 Absatz 1 Nr. 1 genannten 
Gütern können, soweit eine einheitliche Rege- 
lung für das gesamte Bundesgebiet 
oder mehr als ein Land erforderlich ist, die Bun- 
desregierung oder im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft der 
Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten Rechts- 
verordnungen erlassen, durch die Preise, Preis- 
bestandteile, Entgelte, Zahlungs- xind Lieferungs- 
bedingungen festgesetzt oder genehmigt werden. 

Siehe Absatz S 


(2) Beiden im§ 1 Absatz 1 Nrn. 2 bis 7 
genannten Gütern und Leistungen 
werden die erforderlichen Rechts- 
verordnungen von der Bundesregie- 
rung oder imEinvernehmenmitdem 
fachlich zuständigen Bundesmini- 
ster vom Bundesminister für Wirt- 
schaf t e r 1 a s s e n. 


(3) Unberührt bleiben Vorschriften, nach denen 
Preise, Preisbestandteile, Entgelte, Zahlungs- und 
Lieferungsbedingungen durch Gesetz festzusetzen 
sind. 


(2) unverändert 


(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 noch anzu- 
wendenden, vor dem 1. Oktober 1950 verkünde- 
ten Preisvorschriften sind, soweit sie für mehr 
als ein Land gelten, in der Anlage 2 auf geführt. 
Diese Anlage ist von dem Bundesminister für 
Wirtschaft jeweils zum 1. Januar jeden Jahres, 
erstmalig zum 1. April 1951, auf den neuesten 
Stand zu bringen und nachriditlich im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzumachen. 

(4) Landesrechtliche Preisvorschriften, die nach 
den Absätzen 1 und 2 noch anzuwenden und vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes verkündet 
sind, treten drei Monate nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes außer Kraft, wenn sie nicht vorher von 
den Landesregierungen in einer der Anlage 2 
entsprechenden Weise bekanntgemacht werden. 
Absatz 3 Satz 2 gilt sinngemäß. 

§ 3 

(1) Um volkswirtschaftlich angemessene Preise zu 
sichern, können bei den in § 1 Absatz 1 Nm. 1 
bis 9 genannten Gütern und Leistungen, soweit 
eine einheitliche Regelung für den Geltungsbe- 
reich des Grundgesetzes cxier mehr als ein Land 
erforderlich ist, die Bundesregierung oder im 
Einvernehmen mit dem fachlich zuständigen 
Bundesminister der Bundesminister für Wirt- 
schaft Rechtsverordnungen erlassen, durch die 
Preise, Preisbestandtedle, Entgelte, Zahlungs- und 
Lieferungsbedingungen festgesetzt oder geneh- 
migt oder durch die Preisausgleichsmaßnahmen 
getroffen werden. Unberührt bleiben Vorschrif- 
ten, nach denen Preise, Preisbestandteile, Ent- 
gelte, Zahlungs- und Lieferungsbedin^ngen 
durch Gresetz festzusetzen sind. 


(2) Wenn in anderen gesetzlichen Vorschriften die 
Bundesregierung oder ein anderer Bundesminister 
ermächtigt sind, Preise, Preisbestandteile, Ent- 
gelte, Zahlungs- und Lieferungsbedingungen fest- 
zusetzen oder zu genehmigen, übt diese Befugnis 
der Bundesminister für Wirtschaft im Einver- 
nehmen mit dem fachlich zuständigen Bundes- 
minister aus. Dies gilt nicht auf den Gebieten des 
Verkehrs und des Post- und Femmeldewesens. 

Siehe Absatz 1 letzter Satz 
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Beschlüsse des Bundestages 
in dritter Beratung 

(4) Die Bundesregierung oder im Einvernehmen 
mit dem Bundes minister für Wirt- 
schaft der fachlich zuständigeBun- 
d e s m i n i s t e r sollen Güter und Leistungen 
des § 1 Abs. 1 von den Preisvorschriften frei- 
stellen, wenn die Entwicklung der Marktlage es 
gestattet. 


(5) Soweit eine einheitliche Regelung für mehr 
als ein Land erforderlich ist, können die Bundes- 
regierung oder im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft fach- 
lich zuständige Bundesminister für 
Lieferungen von Elektrizität, Gas und Wasser 
sowie im Rahmen des § 1 Absatz 1 Nr. 3 auf 
dem Gebiete der Einfuhr Preise, Preis- 
bestandtoile, Entgelte, Zahlungs- und Lieferungs- 
bedingungen in Einzelfällen auch durch Ver- 
fügung festsetzen oder genehmigen. 


§ 4 

(1) Rcchtsverordnungen nach § 3, durch die 

Preise für Güter oder Leistungen des § 1 Ab- 
satz 1 Nr. 2 a, 2 b, 2 c (mit Ausnahme von 
Rechtsverordnungen, die nur eine laufende An- 
gleichung an Weltmarktpreise bezwecken ), 2 f, 
2 h, 4 a, 4 b und 6 festgesetzt oder freigegeben 
werden, bedürfen der Zustimmung des Bundes- 
rates. Wenn nur eine Auswirkung von unterge- 
ordneter Bedeutung für den gesamten Preis- 
stand, insbesondere die Lebenshaltung, zu er- 
warten ist, sowie bei den in Satz 1 nicht auf- 
geführten Gütern und Leistungen des § 1 Ab- 
satz 1 bedarf cs einer Zustimmung des Bundes- 
rates nicht. Andere gesetzliche Vorschriften, nach 
denen die Zustimmung des Bundesrates erfor- 
derlich ist, bleiben unberührt. 

(2) Rechtsverordnungen, die nach Absatz 1 
Satz 1 der Zustimmung des Bundesrates bedür- 
fen, sind gleichzeitig mit der Zuleitung an den 
Bundesrat dem Bundestag bekanntzugeben. 


Beschlüsse 

des Ver m i 1 1 1 u n g s a u s s c h u s s e s 

(3) Die Bundesregierung oder im Einvernehmen 
mit dem fachlich zuständigen Bundesminister 
der Bundesminister für Wirtschaft sollen Güter 
und Leistungen des § 1 Absatz 1 von den Preis- 
vorschriften freistellen, wenn die Entwicklung 
der Marktlage es gestattet. 


(4) Soweit eine einheitliche Regelung für mehr 
als ein Land erforderlich ist, können die Bun- 
desregierung oder im Einvernehmen mit dem 
fachlich zuständigen Bundesminister der Bundes- 
minister für Wirtschaft für Lieferungen von 
Elektrizität, Gas und Wasser sowie im Rahmen 
des § 1 Absatz 1 Nr. 3 Preise, Preisbestandteile, 
Entgelte, Zahlungs- und Lieferungsbedingungen 
in Einzelfällen auch durch Verfügung festsetzen 
oder genehmigen. 


§ 4 

(1) Rechtsverordnungen nach § 3, durch die 
Preise für Güter oder Leistungen des § 1 Ab- 
satz 1 Nr. 2 a, 2 b, 2 c (mit Ausnahme von 
Rechts Verordnungen, die nur eine laufende An- 
gleichung an Weltmarktpreise bezwecken), 2 f, 
2 h, 3, 4 a, 4 b und 6 festgesetzt oder freigegeben 
werden, bedürfen der Zustimmung des Bundes- 
rates. Wenn nur eine Auswirkung von unterge- 
ordneter Bedeutung^ für den gesamten Preis- 
stand, insbesondere die Lebenshaltung, zu er- 
warten ist, sowie bei den in Satz 1 nicht auf- 
geführten Gütern und Leistungen des § 1 Ab- 
.satz 1 bedarf es einer Zustimmung des Bundes- 
rates nicht. Andere gesetzliche Vorschriften, nach 
denen die Zustimmung des Bundesrates erfor- 
derlich ist, bleiben unberührt. 

(2) unverändert 


§ 6a 

(1) Mit Zustimmung des Bundesrates kann die 
Bundesregierung Rechtsverordnungen erlassen, 
durch die für Güter oder Leistungen, auch soweit 
sie in § 1 Absatz 1 und 2 nidit genannt sind, 
Preisvorschriften erlassen oder Preisausgleichs- 
maßnahmen angeordnet werden, sofern dies erfor- 
derlich ist, um für solche Güter oder Leistun- 
gen volkswirtschaftlich angemessene Preise zu 
sichern, und soweit eine einheitliche Regelung 
für den Geltungsbereich des Grundgesetzes oder 
mehrerer Länder erforderlich ist. 

( 2 ) Rechtsverordnungen gemäß Absatz 1 sind 
gleichzeitig mit der Zuleitung an den Bundesrat 
dem Bundetag bekanntzugeben. 


6 



Beschlüsse des Bundestages 
in dritter Beratung 

§ 7 

Soweit eine einheitliche Regelung für mehr als 
ein Land nicht erforderlich ist, können die Lan- 
desregierungen oder die obersten Landesbehörden 
im Rahmen des § 3 Absatz 1 Satz 1 oder § 5 
Absatz 3 Rechtsverordnungen, Verwaltungsan- 
ordnungen oder Verfügungen erlassen; dies gilt 
nicht für Güter, Leistungen oder Verkehrsleistun- 
gen, die von den Preis Vorschriften freigestellt 
sind. 


§ 9 

(1) Die Bundesregierung oder im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaftder fach lieh zuständige Bun- 
desminister können die ihnen nach § 3 
Absätze lund 4 auf dem Gebiete der 
Einfuhr zu stehenden Befugnisse durch Rechts- 
verordnung auf die für die Preisbildung zu- 
ständige oberste Landesbehörde übertragen. 


(2) Der Bundesminister für Verkehr kann die 
ihm nach § 5 Absätze 1 und 2 zustehenden Be- 
fugnisse auf na chgeordnete Behörden übertragen, 
soweit Tarife durch Verwaltungsanordnung fest- 
zusetzen oder zu genehmigen sind. 

(3) Die Landesregierungen können die ihnen 
nach §§ 7 und 8 Absatz 1 Satz 1 zustehenden 
Befugnisse auf die obersten Landesbehörden, die 
obersten Landesbehörden auf ihnen nachgeord- 
nete Behörden übertragen. 

(4) Soweit auf Grund früherer Vorschriften Be- 
fugnisse übertragen worden sind, die den §§ 7, 
8 und 9 Absatz 1 entsprechen, bleibt diese Über- 
tragung im Rahmen dieses Gesetzes in Kraft. 

(5) Die Übertragung der Befugnisse kann wider- 
rufen werden. 

§ 10 

Die Bundesregierung, die Bundesminister, die 
Landesregierungen und die obersten Landesbe- 
hörden sind im Rahmendieses Gesetzes 
auskunftsberechtigte Stellen im Sinne der Ver- 
ordnung über Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 
(RGBl. I S. 723). Die Landesregierungen können 
die ihnen nach dieser Verordnung zustehenden 
Befugnisse auf nachgeordnete Behörden über- 
tragen. 


Beschlüsse 

des Vermittlungsausschusses 

§ 7 

Soweit eine einheitliche Regelung für mehr als 
ein Land nicht erforderlich ist, können die Lan- 
desregierungen oder die obersten Landesbehörden 
im Rahmen des § 3 Absatz 1 Satz 1 oder § 5 
Absatz 3 und, soweit und solange bundesredit- 
lich nach § 6 a Güter oder Leistungen Preisvor- 
schriften wieder unterworfen werden, audi im 
Rahmen des § 6a Rechts Verordnungen, Verwal- 
tungsanordnungen oder Verfiigungen erlassen; 
dies gilt nicht für Güter, Leistungen oder Ver- 
kehrsleistungen, die von den Preis vor Schriften 
frei gestellt sind. 

§ 9 

(1) Die Bundesregierung oder im Einvernehmen 
mit dem fadilich zuständigen Bundesminister der 
Bundesminister für Wirtschaft können die ihnen 
nach § 3 Absätze 1 und 4 zustehenden Befugnisse 
durch Rechtsverordnung auf die für die Preis- 
bildung zuständige oberste Landesbehörde über- 
tragen, soweit es sich um Güter oder Leistungen 
handelt, die in den Geltungshereidi des Grund-^ 
gesetzes verbracht werden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 10 

Die Bundesregierung, die Bundesminister, die 
Landesregierungen und die obersten Landes- 
behörden sind auskunftsberechtigte Stellen im 
Sinne der Verordnung über Auskunftspflicht vom 
13. Juli 1923 (RGBl. I S. 723). Die Landesregie- 
rungen können die ihnen nach dieser Verord- 
nung zustehenden Befugnisse auf nachgeordnete 
Behörden übertragen. 


§ 10 a 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorsdiriften er- 
läßt die Bundesregierung oder der Bundes - 
minister für Wirtschaft im Einvernehmen mit 
dem fachlich zuständigen Bundesminister mit 
Zustimmung des Bundesrates. 



